
                       

Fraktion B90 Die Grünen im Bezirksausschuss 17

Antrag für die Sitzung des Bezirksausschusses Obergiesing-Fasangarten am 1..9.2017

Abstimmung der Standorte des Fahrradverleihsystems Obike mit den Bezirksausschüssen 
und Einhaltung des Datenschutzes bei der Ausleihe

1. Der BA 17 fordert die Stadtverwaltung auf,  bei der Firma Obike darauf hinzuwirken, 
dass deren Standorte für die Leihfahrräder mit den Bezirksausschüssen abgestimmt 
werden

2. In die Bezirksausschußsatzung wird aufgenommen, dass die Standorte von Fahrrädern
von gewerblichen  Fahrradverleihfirmen mit den Bezirksausschüssen abzustimmen 
sind. Ohne eine Zustimmung der Bezirksausschüsse sollen keine Standorte für 
gewerbliches Verleihen von Fahrrädern ausgewiesen werden.

3. Die Stadtverwaltung prüft alle datenschutzrechtlichen Möglichkeiten, um die 
Aufzeichnung von Bewegungsprofilen der Fahrradnutzer von Obike zu unterbinden.

            Begründung:

In den letzten Tagen wurden auch in Obergiesing-Fasangarten die ersten Fahrräder der
Firma Obike aus Singapur aufgestellt. Da die Firma im Laufe der nächsten Wochen 
mindestens 2000 Fahrräder in München aufstellen möchte, ist mit erheblichen 
Nutzungskonflikten im knappen öffentlichen Raum zwischen parkenden Fahrrädern 
und FussgängerInnen sowie zwischen parkenden Fahrrädern untereinander zu 
rechnen.

Fahrradverleihsysteme müssen deshalb daran interessiert sein, diese Nutzungs--
konflikte zu vermeiden. Ein gutes Beispiel dafür ist die Vorgehensweise bei dem 
MVG-Rad-Verleihsystem. Hier findet eine intensive Abstimmung der Standorte mit 
den Bezirksausschüssen, die über die notwendige Ortskenntnis verfügen, statt. Obike 
ist an einer solchen  Abstimmung bisher nicht interessiert, was die negativen 
Auswirkungen in Städten wie Amsterdam oder Zürich gezeigt haben.

Außerdem scheint das Verleihen von Fahrrädern von Obike nur einen Nebeneffekt zu 
haben, da die gesamten Bewegungsdaten der Nutzer gesammelt werden und deren 
weitere Verwendung bisher im Unklaren bleibt. Aus Datenschutzgründen ist eine 
solche Vorgehensweise bedenklich und sollte deshalb mit allen rechtlichen 
Möglichkeiten verhindert werden.

            Fraktion DIE GRÜNEN im BA 17


